
aktuelldfi
Informationen aus dem Deutsch-Französischen Institut Ludwigsburg   Ausgabe 2|2021Aus dem Inhalt

Die „Konferenz zur Zukunft Europas“: 
Chancen der Bürgerbeteiligung –  Seite 1

 dfi analyse

 dfi information

Nouveaux horizons – ein Netzwerk mit 
verschiedenen Projekten –  Seite 6

Neuerscheinung zur regionalen 
Kooperation in Ballungsräumen –  Seite 7

Frankreich-Bibliothek: Relaunch des 
Fachportals IREON für Internationale 
­Beziehungen und Länderkunde – finden, 
was die Welt bewegt –  Seite 8

Die Plattform jumelage.eu entwickelt 
sich weiter: bereits 200 Mitglieder –   
Seite 9

 dfi service

Unseren Newsletter dfi aktuell können Sie 
jederzeit abbestellen:

 http://www.dfi.de/storno

Deutsch-französische Tage der Philan-
thropie: Die europäische Dimension der 
Aktivitäten deutscher und französischer 
Stiftungen –  Seite 10

Sieben neue Studiengänge bereichern 
das Netzwerk der DFH –  Seite 11

Termine –  Seite 11

Impressum –  Seite 11

„Wir einigen keine Staaten, 
wir bringen Menschen ein­
ander näher“ Jean Monnet1 

Mit diesen Worten begründete Jean Monnet, 
der Berater Robert Schumans und „Kopf“ hin-
ter dem am 9. Mai 1950 verkündeten Schu-
man-Plan, die Neuartigkeit seines ­Ansatzes.

Dies war die Geburtsstunde des europäischen 
Einigungsprozesses, wie wir ihn heute kennen, 
und er hat sich seit 1950 immer auf zwei Ebenen 
abgespielt. Einerseits ist er das Ergebnis von Ver-
handlungen zwischen Regierungsvertretern der 
beteiligten Mitgliedstaaten. Andererseits beinhal-
tet er aber eben auch, seit den 1950er Jahren, 
eine bürgerschaftliche Dimension. Diese findet 
ihren Ausdruck etwa in den Direktwahlen (seit 
1979) zum Europäischen Parlament oder auch in 
den Vertragsartikeln zur „Unionsbürgerschaft“, 
aber auch in den zivilgesellschaftlichen, häufig 
grenzüberschreitenden Bewegungen engagierter 

1	 « Nous ne coalisons pas des Etats, nous unissons 
des hommes », Rede Jean Monnets am 30.04.1952 in 
Washington 

Die „Konferenz zur Zukunft Europas“
Chancen der Bürgerbeteiligung

Europäerinnen und Europäer. In den späten vierzi-
ger Jahren und zu Beginn der fünfziger Jahre ging 
die Dynamik dabei gerade von der kommunalen 
Ebene aus. Die in der „internationalen Bürger­
meisterunion“ organisierten Vertreter der Städte 
und Gemeinden, die ersten Städtepartnerschaften 
oder die Föderalisten der Europäischen Bewegung 
machten sehr deutlich, dass einer rein zwischen 
Regierungen verhandelten „Koalition“ europä-
ischer Staaten die demokratische Legitimation 
durch die Bürgerinnen und Bürger fehlen würde. 

Am 71. Geburtstag der Schuman-Erklärung, am 
9. Mai 2021 (dem „Europatag“), wurde von EU-
Vertretern nun ein neues Kapitel aufgeschlagen. 
In einem breit angelegten Prozess sollen nationale 
und EU-Parlamentarier, Vertreter der Mitgliedstaa-
ten, der EU-Organe, aber eben auch Bürgerinnen 
und Bürger über die Zukunft der Europäischen 
Union beraten. 

Die Initiative dazu geht ursprünglich auf den fran-
zösischen Präsidenten Emmanuel Macron zurück. 
Nachdem sein erster Anlauf, „Bürgerkonferenzen“ 

„Pulse of Europe“ versucht seit 2016, als europäische Bürgerbewegung in allen Mitgliedsländern präsent 
zu sein. Die Bewegung hatte besonders vor den Europawahlen 2019 regen Zulauf.    

Quelle: Raimond Spekking / wikimedia commons
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Das macht es schwer, den Austausch zu ei-
ner Debatte zu verdichten und sich auf ge-
meinsame Forderungen zu einigen. Die (ano-
nym bleibenden) Moderatoren der Plattform 
halten das Heft in der Hand. Entsprechend 
vereinzelt bleiben die Reaktionen nach einem 
Monat Online-Debatte. Kaum ein Vorschlag 
erhält mehr als 100 zustimmende Klicks, bis-
weilen finden sich 150. Der Überblick über 
die Debatte ist dagegen kaum zu behalten. 
Im Themenbereich „Klimawandel und Um-
welt“ finden sich bspw. 663 Vorschläge, im 
Bereich Demokratie in Europa 658 Ideen, oh-
ne dass erkennbar wäre, nach welchen Be-
dingungen und Verfahren diese zu kollektiven 
Forderungen gebündelt werden sollen.

Fortsetzung von Seite 1

in der ganzen EU zu veranstalten, im Nachgang zu 
seiner Sorbonne-Rede vom September 2017 auf 
wenig Unterstützung seitens der anderen EU-
Regierungen gestoßen war, forderte er in einem 
öffentlichen Brief, den er einige Wochen vor der 
Europawahl 2019 an die „Bürgerinnen und Bürger 
Europas“ richtete, „noch vor Ende dieses Jahres 
[…] eine Europakonferenz ins Leben [zu] rufen, um 
alle für unser politisches Projekt erforderlichen 
Änderungen vorzuschlagen, ohne Tabus, ein-
schließlich einer Überarbeitung der Verträge“.

Der Start dieser Konferenz musste jedoch ange-
sichts der Gesundheitskrise und aufgrund von 
Unstimmigkeiten zwischen den Mitgliedstaaten 
und den EU-Institutionen nochmals bis zum  
9. Mai 2021 verschoben werden. Ziel der Kon­
ferenz ist es nun, darüber zu diskutieren, wie die 
Zukunft der Europäischen Union aussehen soll. 
Sie soll bis 2022 entsprechende Vorschläge for-
mulieren. Während der im Straßburger Europa­
parlament zelebrierten feierlichen Eröffnung der 
Konferenz, die live ins Internet übertragen wurde, 
waren auf dem französischsprachigen Kanal 
allerdings nur 137 Zuhörerinnen und Zuhörer 
angemeldet, insgesamt (alle Amtssprachen der 
EU, in die live gedolmetscht wurde) waren nicht 
mehr als 500 EU-Bürger zugeschaltet.

Welche Möglichkeiten bestehen unter diesen Be-
dingungen für die Bürgerinnen und Bürger der EU, 
sich einzubringen und an der Konferenz mitzuwir-
ken? Rechtfertigen diese Möglichkeiten aus Sicht 
zivilgesellschaftlicher Akteure ein Engagement? 
 

Zeitplan

Die Konferenz war ursprünglich auf zwei Jahre 
angelegt. Trotz des verspäteten Beginns soll sie 
allerdings bereits im Frühjahr 2022 enden, die 
einjährige Verzögerung wird also nicht berücksich-
tigt. Die Beibehaltung dieses Zeitplans dürfte zu-
vorderst dadurch zu erklären sein, dass Präsident 
Macron als Initiator der Konferenz ein Interesse 
daran hat, die Konferenz unter der französischen 
EU-Ratspräsidentschaft im Frühjahr 2022, mitten 
im französischen Präsidentschaftswahlkampf, zu 
Ende zu bringen. Bereits im Wahlkampf 2017 hat-
te Macron das Europa-Thema positiv besetzt und 
damit erfolgreich Wahlkampf gemacht, und ver-
ständlicherweise möchte er im Wahlkampf 2022 
auf den Erfolg seiner Anstöße zur Reform der EU 
verweisen können. Gleichzeitig ist die Zeit für zivil-
gesellschaftliche Akteure dadurch sehr knapp 
bemessen. Ein knappes Jahr, um die Bürger zu 
mobilisieren, Themen zu definieren und sich anzu-
eignen, und dann einen partizipativen Meinungs-
bildungsprozess zu gestalten, dürfte ein mindes­
tens ambitionierter Zeitplan sein. 

Ablauf

Die Konferenz zur Zukunft Europas setzt sich aus 
drei Hauptelementen zusammen, das jedes für 
sich genommen Mitwirkungsmöglichkeiten für die 
Bürger bietet:

•	 Eine mehrsprachige digitale Plattform  
(https://futureu.europa.eu/) soll das Herz-
stück der angestrebten Bürgerbeteiligung 
sein. Hier können Bürgerinnen und Bürger 
ihre Ideen austauschen und Online-Beiträge 
einreichen. Sie werden während der gesam­
ten Konferenz auf der Plattform gesammelt, 
analysiert, moderiert und veröffentlicht. 
Neben neun vorgegebenen Themenfeldern 
können die Nutzer auch Ideen zu eigenen 
Themen einreichen. 

•	 Einschätzung: Im Prinzip handelt es sich bei 
der Plattform um eine gute Idee, um über 
Landes- und Sprachgrenzen hinweg miteinan-
der ins Gespräch zu kommen. Die tech-
nischen Modalitäten erlauben es, Themen zu 
bündeln, Ideen zu verdichten und zu einem 
Meinungsbildungsprozess beizutragen. Ne-
ben der Bewertung von Vorschlägen können 
angemeldete Teilnehmer auch kommentieren. 
Allerdings werden die Vorschläge und Kom-
mentare in der jeweiligen Originalsprache an-
gezeigt, die Ergebnisse der automatischen 
Übersetzung sind allenfalls dürftig. Die Vor-
schläge können per Zufallsauswahl, nach Da-
tum, Anzahl der zustimmenden Klicks oder 
Zahl der Kommentare organisiert werden. 

Fortsetzung auf Seite 3

Die digitale Plattform –  
Screenshot der Website  https://futureu.europa.eu/?locale=de 

Die neun vorgegebenen Themenfelder 
der digitalen Plattform  
https://futureu.europa.eu/

•	�Klimawandel und Umwelt

•	�Gesundheit

•	�Wirtschaft, soziale Gerechtigkeit und 

Beschäftigung

•	�die EU in der Welt

•	��Werte und Rechtsstaatlichkeit

•	��digitaler Wandel

•	�Demokratie in Europa

•	�Migration

•	�Bildung, Kultur, Jugend und Sport

https://futureu.europa.eu
https://futureu.europa.eu/?locale=de
https://futureu.europa.eu
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•	 Vier Europäische Bürgerforen in Brüssel, 
Straßburg, Florenz und Warschau werden in 
der zweiten Jahreshälfte 2021 verschiedene 
Themen erörtern und Vorschläge unterbreiten. 
An jedem der Bürgerforen sollen 235 zufällig 
ausgewählte Menschen teilnehmen, die in 
Bezug auf die geografische Herkunft, das Ge-
schlecht, das Alter, den sozioökonomischen 
Hintergrund und/oder das Bildungsniveau 
repräsentativ für die EU sein sollen. Die Zahl 
der Vertreter je Mitgliedsland folgt der Sitz­
verteilung im Europaparlament.

•	 Einschätzung: Die EU folgt damit mehr oder 
weniger erfolgreichen Erfahrungen mit Bürger-
konferenzen in den Mitgliedsländern. In Frank-
reich wurden unter Präsident Macron zum Bei-
spiel Le Grand Débat National und eine natio-
nale Klimakonferenz verwirklicht, an denen 
ebenfalls eine für die französische Gesell-
schaft repräsentative Gruppe zufällig ausge-
wählter Bürgerinnen und Bürger teilnahm. 
Auch in Deutschland gibt es Erfahrungen mit 
Bürgerdialogen2. Insbesondere in Baden-
Württemberg hat die grün-schwarze Landes­
regierung in den letzten Jahren auf dieses 
partizipative Instrument gesetzt und es auch 
schon in grenzüberschreitenden, deutsch-
französisch-schweizerischen Bürgerforen um-
gesetzt. In der Regierungserklärung anlässlich 
seiner Wiederwahl zum Ministerpräsidenten 
am 21. Mai 2021 ging Winfried Kretschmann 
noch einen Schritt weiter. Jedes wichtige 
Gesetz solle fortan mit Bürgerforen begleitet 

2	 Bürgerrat Demokratie (https://www.buergerrat.de/), 
Bürgerrat zur Rolle Deutschlands in der Welt (https://
deutschlands-rolle.buergerrat.de/), Bürgerrat Klima (https://
buergerrat-klima.de/)

werden, aus einer „Politik des Gehörtwer-
dens“ solle eine „Politik des Mitwirkens“ 
werden. Insbesondere die französische Klima-
debatte hat gezeigt, dass die teilnehmenden 
Personen sich durchaus ernsthaft und tief-
gründig mit den Problemen befassen, ins­
besondere, wenn dies über einen längeren 
Zeitraum möglich ist. Dieser ist einfach nötig, 
um sich als Gruppe zu konstituieren, ein Ver-
fahren oder eine Geschäftsordnung festzu­
legen, um sich Themen anzueignen und dann 
eine Meinungsbildung zu ermöglichen. Doch 
im Rahmen der EU-Zukunftskonferenz ist die 
Zeit knapp, und die Möglichkeiten für die zu-
fällig ausgewählten Bürgerinnen und Bürger, 
daraus „ihre“ Konferenz zu machen, scheinen 
begrenzt.

•	 Plenarversammlungen der Konferenz sollen 
sicherstellen, dass die Empfehlungen der 
europäischen Bürgerforen, nach Themen ge-
ordnet, erörtert werden, mit offenem Ergeb-
nis und ohne Beschränkung auf bestimmte 
Politikbereiche. Die Plenarversammlung setzt 
sich gleichberechtigt aus 108 Mitgliedern 
des Europäischen Parlaments, 54 Vertretern 
des Rates und drei der Kommission, sowie 
108 Vertretern aller nationalen Parlamente 
zusammen, außerdem 80 Vertreter aus den 
vier Europäischen Bürgerforen, 27 aus den 
nationalen Bürgerforen und Konferenzen, und 
dem Vorsitzenden des Europäischen Jugend-
forums. 

•	 Einschätzung: Sollen die Vorschläge der Bür-
gerinnen und Bürger den Reformprozess der 
EU beeinflussen, kommt den Plenarsitzungen 
eine entscheidende Rolle zu. Hier müssten 
sich „lagerübergreifende“ Koalitionen bilden, 
zwischen Parlamentariern und Bürgervertre-
tern bspw., um die gemeinsamen Anliegen 
gegen diejenigen durchzusetzen, die den 
Status quo verteidigen. Allerdings fehlen in 
den Vorgaben zur Konferenz Angaben zu den 
Verfahren, um sich im Plenum auf Forde-
rungen oder sogar Beschlüsse zu einigen. 
Es steht also zu befürchten, dass die Ent-
scheidungen nicht auf demokratischem Weg 
über Debatte und Abstimmung gefunden 
werden, sondern hinter verschlossenen 
Türen, in den Leitungsgremien der Zukunfts-
konferenz.

Fortsetzung von Seite 2
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Zusammensetzung des Plenums.    Quelle: eigene Darstellung basierend auf  
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_2402

Präsident Macron empfängt den Klimakonvent im Garten des Elysée-Palasts.     
Quelle: www.elysee.fr/

Europaparlament

Europäischer Rat

Europäische 
Kommission

Nationale Parlamente

Europäische 
Bürgerforen

Nationale Bürgerforen

Europäisches 
Jugendforum

ZUSAMMENSETZUNG DES PLENUMS

https://www.buergerrat.de
https://deutschlands-rolle.buergerrat.de
https://deutschlands-rolle.buergerrat.de
https://buergerrat-klima.de
https://buergerrat-klima.de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_2402
www.elysee.fr
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Wer leitet die Konferenz?

Über die Frage nach der Leitung der Konferenz 
entbrannte im Vorfeld ein heftiger Streit zwischen 
den einzelnen EU-Institutionen. Während das 
EU-Parlament eine starke Persönlichkeit mit der 
Leitung betrauen wollte und sich für den Libe-
ralen und überzeugten Föderalisten Guy Verhof­
stadt aussprach, lehnten die nationalen Regie-
rungen den ehemaligen belgischen Premierminis­
ter genau aufgrund dieser Haltung ab. Erst kurz 
vor Beginn der Konferenz fanden das Europapar-
lament, die Kommission und die Mitgliedstaaten 
einen Kompromiss. Den Vorsitz haben nun die 
Kommissionspräsidentin, der Ratspräsident und 
der Parlamentspräsident gemeinschaftlich über-
nommen. Der gemeinsame Vorsitz wird von 
einem Exekutivausschuss unterstützt, in den die 
EU-Institutionen jeweils drei Vertreter entsenden, 
während die partizipativen Elemente und Bürger-
schaftsvertreter hier nicht vorkommen.  

Was soll die Konferenz 
erreichen?

Die Verzögerung bis zum Start der Zukunftskonfe-
renz war nicht zuletzt durch die unterschiedlichen 
Zielvorstellungen bedingt, die unter den beteili-
gten Akteuren weit auseinander gehen. Kommis-
sionspräsidentin von der Leyen hatte in ihrer Be-
werbungsrede vor dem Parlament den Schwer-
punkt ursprünglich auf institutionelle Fragen ge-
legt, seitdem hat sie den Fokus jedoch auf eine 
breite inhaltliche Auffächerung entlang der politi-
schen Agenda der Kommission verschoben. Das 
Parlament plädiert dafür, dass vor allem institutio-
nelle Reformen und mögliche Vertragsände-
rungen im Zentrum der Konferenz stehen sollen. 
Ebendiese Änderungen am EU-Vertrag lehnen die 
meisten der im Rat vertretenen Mitgliedstaaten 
allerdings ab, stattdessen solle der Fokus auf den 
politischen Inhalten liegen. Aus diesen Unstim-
migkeiten ergibt sich aber gerade eine Chance für 
zivilgesellschaftliche Akteure, auf die Konferenz 
Einfluss zu nehmen: Im Laufe der Konferenz sol-
len alle Ergebnisse der Veranstaltungen, Bürgerfo-
ren und Diskussionen gesammelt werden, damit 
die Organe klare Leitlinien für die Zukunft der EU 
ausarbeiten können. Am Ende sollen dann alle Er-
gebnisse in einem Abschlussbericht zusammen-
gefasst und an den Vorsitz der Konferenz überge-
ben werden. Der Abschlussbericht soll „auf Vor-
schlägen des Plenums basieren“ und „in vollstän-
diger Zusammenarbeit und Transparenz“ mit die-
sem erstellt wird. Das weitere Vorgehen ist noch 
offen. Wenn es zivilgesellschaftlichen Akteuren 
nach einem gut organisierten Prozess nach de-
mokratischen Standards gelingen würde, sich auf 
einige überparteiliche Kernforderungen zu einigen 
und diese im Plenum, eventuell gemeinsam mit 

den Vertretern der Parlamente, zu präsentieren, 
wären diese Positionen jedoch mit einer Legitimi-
tät versehen, die im weiteren Verlauf nur schwer 
zu ignorieren wäre.

Bürgerbeteiligung:  
Lohnt es sich?

Ist ein zivilgesellschaftliches Engagement im Rah-
men der Konferenz zur Zukunft Europas also sinn-
voll? Einerseits bietet sie zahlreiche Möglichkeiten 
und Kanäle, um Anliegen vorzubringen. Sie 
schafft Foren und Arenen für den grenzüber-
schreitenden Austausch zwischen Europäerinnen 
und Europäern. Andererseits sind die einge-
bauten Vorkehrungen und Sicherheitsmechanis-
men zahlreich, um die Entstehung einer „echten“ 
europaweiten Bürgerbewegung zu verhindern, 
nicht zuletzt auch, um den Missbrauch der Platt-
form und der Zukunftskonferenz zu vermeiden. 
Dies steht etwa durch Akteure und Ziele zu be-
fürchten, die sich gegen die EU oder die Idee der 
europäischen Einigung richten oder die versu-
chen, auf diese Weise ihre Partikularinteressen 
durchzusetzen.

Man könnte also eine aktive Beteiligung an der 
Konferenz schon deshalb unterstützen, um den 
Europagegnern nicht das Feld zu überlassen. 
Angesichts der bisher sehr geringen Anzahl an 
zivilgesellschaftlichen Teilnehmern besteht außer-
dem die Gefahr eines weiteren Vertrauens- und 
Glaubwürdigkeitsverlustes der EU-Organe und 
ihrer Verfahren, sollte sich der Eindruck ver­
festigen, dass die geforderte und gewünschte 
„Bürgerbeteiligung“ den Institutionen lediglich als 
Feigenblatt dient.

Auch wenn die technischen, zeitlichen und ver-
fahrensmäßigen Hürden sehr hoch sind, können 
die Europäerinnen und Europäer auf den Zu-
kunftsprozess Einfluss nehmen. Insbesondere die 
im Rahmen der „digitalen Plattform“ bestehende 
Möglichkeit, eigene Bürgerforen und Veranstal-
tungen zu organisieren und deren Ergebnisse, 
unterstützt durch einen Leitfaden und ein Mode-
rations-Kit, in die Konferenz zur Zukunft der EU 
einzubringen, gibt gut organisierten und struk­
turierten Netzwerken die Möglichkeit, ihren 
Anliegen europaweit zu Sichtbarkeit zu verhelfen. 

Fortsetzung von Seite 3

Das Forum „Europa nur mit uns!“, im Vorfeld der Ludwigsburger Charles-de-Gaulle-Feierlichkeiten 
2012 vom dfi gemeinsam mit der Stadt Ludwigsburg organisiert und moderiert – 300 Jugendliche 
aus acht europäischen Ländern nahmen teil. Die Ergebnisse wurden Angela Merkel und François 
Hollande übergeben.    Quelle: dfi
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Angesichts der europaweit bestehenden Hürden, 
die einer solchen Mobilisierung im Wege stehen 
(fehlende finanzielle Mittel, beschränkte sprach-
liche Möglichkeiten, unzureichende Anzahl an 

Kontakten in allen Mitgliedsländern), scheinen 
insbesondere bereits bestehende Strukturen 
und Netzwerke erfolgsversprechend. Neben den 
auf EU-Ebene organisierten ThinkTanks, denen 

häufig genug die lokale Verankerung fehlt, bietet die 
Zukunftskonferenz den deutsch-französischen zivil-
gesellschaftlichen Strukturen eine gute Gelegenheit, 
ihre bestehenden Netzwerke einzusetzen. 

Als traditionelle Verfechter der Verständigung über 
Grenzen und der europaweiten Annäherung ver­
fügen die kommunal verankerten Städtepartner-
schaften, aber auch die Deutsch-Französischen 
Gesellschaften, über gewichtige Ressourcen. Sie 
können eine breite Beteiligung und Resonanz ge-
währleisten. Sie vertreten dabei überparteiliche 
Ziele und Interessen und stehen nicht im Verdacht, 
einer bestimmten Lobby nahezustehen. Vor dem 
Hintergrund ihrer langen Erfahrung im Umgang mit 
grenzüberschreitenden und interkulturellen Thema-
tiken verfügen sie über das Wissen und die Experti-
se, um zu einer grenzüberschreitenden Meinungs­
bildung beizutragen. Im Moment erscheint ein sol-
cher Prozess noch mit enormem Aufwand verbun-
den. Aber, um nochmals Jean Monnet zu zitieren:

„Die Menschen akzeptieren Veränderungen 
nur, wenn sie unbedingt notwendig sind, und 
die Notwendigkeit sehen sie nur in der Krise“ 3 

Stefan Seidendorf seidendorf@dfi.de
Simon Braun s_braun@dfi.de

3	 « Les hommes n’acceptent le changement que dans 
la nécessité et ils ne voient la nécessité que dans la crise » 
(Jean Monnet (1978): Erinnerungen eines Europäers – 
München, Wien: Carl Hanser Verlag.

Anzahl kommunaler Partnerschaften in Europa.    Grafik aus: Städtepartnerschaften – den 
europäischen Bürgersinn stärken. Eine empirische Studie. dfi und Bertelsmann Stiftung, 2018.

Es ist uns eine große Freude, dass unsere 
Jahrestagung in diesem Jahr in hybrider 
Form stattfinden kann. Dabei stehen die 
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie und 
die politischen Antworten darauf in unse­
ren Ländern und auf europäischer Ebene 
im Mittelpunkt. Unsere Referenten (u.a. 
von der Europäischen Kommission, der 
OECD, France Stratégie, Sciences Po 
Paris, ZEW, RWI, EUI, sowie den renom-
mierten italienischen Universitäten LUISS 
und Bocconi) befassen sich zeitnah mit 
den Auswirkungen der Pandemie und er-
möglichen uns durch den Vergleich ein 
besseres Verständnis von den Herausfor-
derungen und Lösungsansätzen.

Programm

Donnerstag, 24. Juni 2021
14.00-16.00 Uhr: 
	� Einführung: Die wirtschaftlichen Folgen der Pandemie
16.00-18.00 Uhr: 
	� Krisenpolitik in Italien, Frankreich und Deutschland im 

Vergleich
Abendveranstaltung: Italien in Europa

Freitag, 25. Juni 2021
9.00-13.00 Uhr: 
	� Next Generation EU & Co. – die europäische Antwort 

auf die Krise
Teil I: 	� Die Implementierungsphase der Aufbau- und Resilienz-

fazilität 
Teil II: �	 Politische Konsequenzen und Auswirkungen

XXXVII.Jahrestagung des dfi 

Die wirtschaftlichen Folgen der Pandemie und ihre politischen Implikationen
Italienische, französische und deutsche Perspektiven

Donnerstag, 24. Juni 2021, 14:00 Uhr bis Freitag, 25. Juni 2021, 13:00 Uhr

Weitere Informationen: 
 https://www.dfi.de

Valérie Lejeune,  
Telefon +49-7141-930314
lejeune@dfi.de
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    Anzahl kommunaler Partnerschaften in Europa

mailto:seidendorf@dfi.de
mailto:s_braun@dfi.de
XXXVII.Jahrestagung
https://www.dfi.de
mailto:lejeune@dfi.de
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Nouveaux horizons – ein Netzwerk mit verschiedenen 
Projekten 
Das Jahr 2021 bringt für Nouveaux horizons, ­ 
das Förderprogramm der Baden-Württemberg 
Stiftung für den zivilgesellschaftlichen 
Austausch zwischen Baden-Württemberg und 
Frank­reich, einige Neuigkeiten.

Durch die Anpassung der Förderkomponente A wur-
de für kleinere Projektvorhaben der Zugang zu einer 
Förderung deutlich erleichtert. Die Antragsfrist ent-
fällt, sodass eine Bewilligung unterjährig zeitnah 
erfolgen kann. In den ersten Monaten dieses Jahres 
konnten bereits sieben neue Projekte gefördert wer-
den. Sie sind Teil der insgesamt 37 Projekte, die die 
Baden-Württemberg Stiftung mit einem Gesamtför-
dervolumen von knapp 600.000 € unterstützt. Die 
Projektvorhaben sind thematisch vielfältig: Es finden 
internationale Austauschprogramme im Rahmen der 
eher klassischen Städtepartnerschaft statt, die sich 
mit Videoproduktionen oder gemeinsamen Buch­
erstellungen befassen. Im Programm Nouveaux 
horizons haben ebenso interaktive Theaterproduk­
tionen, Geschichten-Workshops für Kindergarten-
kinder oder Online Singer-Songwriter Wettbewerbe 
ihren Platz. 

Susanne Binder  binder@dfi.de

https://www.bwstiftung.de/de/ausschreibung/nouveaux-
horizons

Virtuelles Netzwerktreffen am 19. April 2021.    
Screenshot: Baden-Württemberg Stiftung

Bildergalerie mit Impressionen aus den Projekten.    Quelle: Baden-Württemberg Stiftung

Nouveaux horizons ist jedoch mehr als nur ein Förderprogramm. 
Der Aufbau des Nouveaux horizons Netzwerks ermöglicht den Pro-
jektverantwortlichen, die oft ehrenamtlich tätig sind, sich auszu­
tauschen und zusammenzuarbeiten. Ein erstes virtuelles Netzwerk-
treffen fand im April 2021 statt, wobei das gegenseitige Kennenler-
nen der vielzähligen Akteure im Mittelpunkt stand.  Schon während 
dieser virtuellen Sitzung entstanden erste Anknüpfungspunkte 
zwischen einzelnen Akteuren, sei es auf thematischer Ebene oder 
aufgrund der geographischen Nähe. Im Fokus des zweiten virtuellen 
Treffens im Mai 2021 stand die Frage, wie die Sichtbarkeit des 
eigenen zivilgesellschaftlichen Projekts mit den Mitteln der Kommu-
nikation erhöht werden kann. In drei Workshops konnten hierzu 
Kenntnisse zur Pressearbeit, zu Social Media und zur Fotografie 
bzw. bewegten Bildern vertieft werden. Es entstanden Synergien 
und neuen Ideen für eine zukünftige Zusammenarbeit oder gegen-
seitige Unterstützung wurden aufgegriffen.

Für das zweite Halbjahr planen das dfi und die Baden-Württemberg 
Stiftung weitere virtuelle Veranstaltungen, um die Netzwerkbildung 
zu stärken und den Austausch zu intensivieren.  

mailto:binder@dfi.de
https://www.bwstiftung.de/de/ausschreibung/nouveaux-horizons
https://www.bwstiftung.de/de/ausschreibung/nouveaux-horizons
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Den regionalen Zusammenhalt stärken

Eine neue Publikation des dfi und 
der Wüstenrot Stiftung beleuchtet 
die Herausforderungen regionaler 
Kooperation in urbanen Groß
räumen Deutschlands und Frank-
reichs.

In Frankreich führte die Bewegung der 
Gelbwesten eine Entwicklung beson-
ders deutlich vor Augen, deren Hinter-
gründe wir auch in Deutschland in 
abgeschwächter Form beobachten kön-
nen. In relevanten Teilen der Bevölke-
rung ist offensichtlich eine tiefsitzende 
Unzufriedenheit mit den Angeboten der 
öffentlichen Daseinsvorsorge und Infra-
struktur entstanden. 

Vielfach konzentriert sich die Diskus­
sion dabei auf die unterschiedlichen Le-
bensverhältnisse in städtisch geprägten 
und ländlichen Räumen, nicht zuletzt 
vor dem Hintergrund der Wirtschafts-
kraft und gestiegenen Attraktivität von 
Ballungsgebieten. Doch das Argument, 
der ländliche Raum sei in Bezug auf die 
Bereitstellung öffentlicher Dienstleistungen im-
mer größeren Benachteiligungen ausgesetzt, wäh-
rend die Stadtbevölkerung gewissermaßen „wie 
die Made im Speck“ wohne, greift vor allem aus 
zwei Gründen zu kurz. Erstens lassen sich regio-
nal starke Unterschiede beobachten, d.h. länd-
liche Räume sind mitnichten grundsätzlich und 
überall benachteiligt. Und zweitens sind Teilräu-
me selbst oftmals sehr heterogen strukturiert, 
was ganz besonders für verdichtete urbane Räu-
me gilt. Ohne sich auf den verkürzenden Gegen-
satz zwischen Stadt und Land zu versteifen, sollte 
sich der Blick daher auf die Frage richten, wie ei-
ne Politik aussehen muss, die unter Berücksichti-
gung der lokalen räumlichen Strukturen das zu-
sammendenkt, was auch zusammengehört.

Durch eine gestiegene Mobilität, veränderte Ar-
beitswelten, die wachsende Digitalisierung sowie 
gesellschaftliche Transformationsprozesse haben 
sich viele funktionale Räume verändert. Dies gilt 
in besonderem Maße für Großstadtregionen, die 
immer größere Dimensionen annehmen. Der Un-

terschied zwischen Stadt und Land verschwimmt 
zunehmend. Außerdem dürften hybride Lebens-
formen, die zwei „Welten“ kombinieren, nach den 
Erfahrungen während der Corona-Pandemie in 
Zukunft weiter an Bedeutung gewinnen. Ein 
neues Verständnis von Nähe in einer mobilen 
Gesellschaft macht es daher erforderlich, noch 
stärker als bisher über das Geben und Nehmen 
(Reziprozität) zwischen Stadt und Umland nach-
zudenken, anstatt in einer bloßen Umverteilungs-
logik gefangen zu bleiben. Denn auch in Bezug 
auf Räume sind Menschen immer mehr zu Konsu-
menten geworden, die Angebote gegeneinander 
abwägen und ggf. weitere Wege in Kauf nehmen, 
anstatt den nächstgelegenen Service zu nutzen. 
Daher scheint der (ohnehin nicht gänzlich einzu­
lösende) Anspruch, überall den gleichen Service 
in der gleichen Qualität anzubieten, endgültig 
überholt. An die Stelle der territorialen Gleichheit 
tritt das Gebot der Solidarität zwischen Teil­
räumen und einer gerechteren Verteilung von 
Nutzen und Lasten zugunsten aller Bewohner 
eines Verflechtungsraums.

Für die Raumplanung ist es schwer, mit 
dieser Entwicklung Schritt zu halten. Die 
räumlichen Zuschnitte von institutioneller 
Planung und tatsächlichen Raumentwick-
lungen fallen zunehmend auseinander. 
Gleichzeitig herrscht vielerorts auf lokaler 
bzw. regionaler Ebene weiterhin Konkur­
renzdenken, auch als Folge der Standort-
debatten und einer zu einseitigen Konzen­
tration auf die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit von Räumen. Dies geht zulasten 
einer kohärenten Strategie, die auf die 
Komplementarität von Angeboten setzt.

In der neuen Publikation werden die Ebe-
nen der Diskussion in Deutschland und 
Frankreich aus verschiedenen Blickwinkeln 
betrachtet. Im Anschluss an einen analy-
tischen Teil skizzieren Stadt- bzw. Metro-
polregionen aus beiden Ländern die 
Grundzüge ihrer regionalen Kooperations-
ansätze. Auf französischer Seite sind dies 
die Großräume von Bordeaux, Nancy, 
Nantes Saint-Nazaire und Toulouse, auf 
deutscher Seite die Region Hannover, 
Leipzig, München und Rhein-Neckar.

Der deutsch-französische Vergleich zeigt, dass 
beiderseits des Rheins nach Lösungen gesucht 
wird, um den veränderten Rahmenbedingungen 
gerecht zu werden. Die zum Teil deutlichen 
Unterschiede in Staatsaufbau und Verwaltungs-
strukturen sind zwar unübersehbar und prägen 
die Praxis der regionalen Zusammenarbeit 
entscheidend mit, doch angesichts sehr ähnlich 
gelagerter Herausforderungen erweist sich 
eine grenzüberschreitende Perspektive stets als 
gewinnbringend.

Dominik Grillmayer  grillmayer@dfi.de

Das Buch erscheint demnächst und kann dann 
unter folgendem Link kostenfrei bestellt werden: 

https://wuestenrot-stiftung.de/publikationen/  

Bei Interesse an der Veröffentlichung können Sie 
sich bereits jetzt direkt an grillmayer@dfi.de 
wenden.

mailto:grillmayer@dfi.de
https://wuestenrot-stiftung.de/publikationen
mailto:grillmayer@dfi.de
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IREON – finden, was die Welt bewegt
Relaunch des Fachportals IREON  
für Internationale Beziehungen  
und Länderkunde  

Die technische Fortentwicklung wurde in enger 
Zusammenarbeit mit dem Bibliotheksservice-
Zentrum Baden-Württemberg vollzogen, das das 
Portal auf Basis seines Resource Discovery 
System BOSS (BSZ One Stop Search) realisiert 
hat. Dieses System wird bereits von zahlreichen 
Universitäten und Forschungseinrichtungen 
eingesetzt und bietet um ein Vielfaches schnel-
lere Antwortzeiten als die bisherige IREON-
Plattform.

Auch das Suchportal der Frankreich-Bibliothek 
soll mittelfristig in ein BOSS-Portal überführt 
werden.

Für weitere Informationen: 	  

https://ireon-portal.de 
Martin Villinger	 villinger@dfi.de

Anfang Mai hat der Fachinformationsverbund 
Internationale Beziehungen und Länderkunde 
(FIV) sein Portal IREON mit neuem Design 
und moderner Suchtechnologie neu auf
gelegt. Die Frankreich-Bibliothek war an der 
Vorbereitung dieses Neustarts maßgeblich 
beteiligt. 

IREON, nicht zu verwechseln mit dem gleichna-
migen Küstenort auf der griechischen Insel 
Samos, steht für International RElations and area 
studies ONline und ist ein Internet-Fachportal für 
Internationale Beziehungen und Länderkunde zur 
direkten, kostenfreien Recherche in der FIV-
Datenbank WAO – World Affairs Online und der 
Datenbank ECONIS, die das Leibniz-Informations-
zentrum Wirtschaft herausgibt.

Die gesamte sozialwissenschaftliche Literatur, die 
im dfi über das gegenwärtige Frankreich und die 
deutsch-französischen Beziehungen in ihrem 
europäischen Umfeld gesammelt wird, kann im 
Portal recherchiert werden. Durch die Integration 
der ECONIS-Daten deckt es inhaltlich auch den 
Bereich Betriebswirtschaftslehre, Volkswirt-
schaftslehre und Wirtschaftspraxis sehr gut ab.

Das Angebot richtet sich an Wissenschaftler, 
Journalisten, Entscheidungsträger in Politik, Wirt-
schaft und Verwaltung und alle anderen, die sich 
für die nachgewiesenen Themengebiete interes-
sieren.

Das Frankreich Jahrbuch 2019 im neuen IREON-Portal

Der FIV – Fachinformationsverbund 
Internationale Beziehungen und Länder-
kunde – ist ein Zusammenschluss von zehn 
deutschen Forschungseinrichtungen unter 
Federführung der Stiftung Wissenschaft 
und Politik. Das dfi ist seit 1986 Mitglied 
des FIV.

Seit Anfang Mai erschließen die Mitarbeite-
rinnen der Frankreich-Bibliothek Literatur­
zugänge nicht nur formal, sondern auch 
inhaltlich in der Verbunddatenbank k10plus. 
Dabei kommt mit dem Digitalen Assistenten 
(DA) ein Tool zum Einsatz, das bereits 
die Staatsbibliothek Berlin, die Deutsche 
Nationalbibliothek in Frankfurt a.M. und 
mehrere Universitätsbibliotheken ver­
wenden.

Damit haben alle FIV-Mitglieder gemeinsam 
einen weiteren Schritt zur Integration in das 
wissenschaftliche Bibliothekswesen im deut-
schen Sprachraum vollzogen. Da viele andere 
öffentlich finanzierte Akteure dieses Erschlie-
ßungstool einsetzen, besteht nun keine direk­
te Abhängigkeit mehr von einem Anbieter. 
Außerdem kann der FIV künftig von Neuent-
wicklungen, die von der Nutzergemeinschaft 
angestoßen werden, direkt profitieren.

Synergieeffekte durch Kooperation – ­Inhaltliche Erschließung im Verbund 

https://ireon-portal.de
mailto:villinger@dfi.de


dfi information 9

dfi aktuell	 2|2021

Seit sechs Monaten istjumelage.eu, die 
Plattform für deutsch-französische kommu-
nale Partnerschaften, online und sie zählt 
bereits knapp 200 registrierte Mitglieder. 

Aus allen Regionen Deutschlands und Frank-
reichs nehmen sowohl größere Städte als auch 
kleinere Kommunen daran teil und zeigen, wie 
kreativ und intensiv sie trotz der Reise- und Kon-
taktbeschränkungen mit ihren Partnerstädten 
arbeiten. Eine Online-Musikveranstaltung wurde 
zwischen Tostedt (Niedersachen) und Morlaàs 
(Pyrénées-Atlantiques) organisiert, die Stadt 
Kamen (Nordrhein-Westfallen) erhielt im Mai die 
Europaplakette des Europarats unter anderem für 
ihre Aktivitäten mit der Partnerstadt Montreuil-
Juigné (Maine-et-Loire), und Bouguenais (Loire-
Atlantique) nutzte mit der Partnerstadt Ginsheim-
Gustavsburg (Hessen) die Zeit der Pandemie, um 
eine neue Webseite zu entwickeln. Diese Beiträge 
und viele andere Beispiele der lebendigen Bezie-
hungen zwischen deutschen und französischen 
Bürgerinnen und Bürgen können Sie auf der Platt-
form entdecken. 

https://www.jumelage.eu/de/aktuelles.html

Neben der Sichtbarkeit der intensiven kommu-
nalen Partnerschaften ist es ein Ziel der Platt-
form, den Austausch zwischen den Akteuren zu 
ermöglichen. Im April 2021 ging das Diskussions-
forum online. Darin können sich registrierte 
Mitglieder geschützt austauschen, gemeinsame 
Themen diskutieren und auf die schnelle Hilfe des 
Netzwerks zählen, zum Beispiel für die Suche 
nach Animateuren oder zu Formalitäten und Ver­
sicherungsfragen.

Die Plattform ist ein Projekt der deutschen Sek­
tion im Rat der Gemeinden und Regionen Europas 
und der Association Française du Conseil des 
Communes et Régions d’Europe – AFCCRE und 
wird mit Unterstützung des Deutsch-Franzö-
sischen Bürgerfonds vom dfi realisiert.

Kontakt:
Bénédicte King	 king@dfi.de
Valérie Lejeune	 lejeune@dfi.de
Join us on Facebook	 @PlattformJumelage

		  jumelage.eu

Auszeichnung für Kamen: als Anerkennung für ihre Bemühungen, die Idee der europäischen Einheit zu propagieren, hat 
der Europarat der Stadt Kamen im Mai die Ehrenplakette verliehen. 
Im Bild: Bürgermeisterin Elke Kappen (Mitte), die Vorsitzende des Partnerschaftsausschusses Susanne Middendorf und 
ihr Stellvertreter Manfred Wiedemann mit der Ehrenplakette.    © Stadt Kamen

Die Plattform jumelage.eu entwickelt sich weiter
Im Mai 2021 waren es bereits 200 Mitglieder

https://www.jumelage.eu
https://www.jumelage.eu/de/aktuelles.html
mailto:king@dfi.de
mailto:lejeune@dfi.de
https://www.jumelage.eu
https://www.jumelage.eu
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Die europäische Dimension der Aktivitäten  
deutscher und französischer Stiftungen
Eine Veranstaltung im Rahmen der „Deutsch-französischen Tage der Philanthropie“

Am 9. März 2021 fand die dritte virtuelle Konfe-
renz zum Thema Philanthropie statt. Die Initia-
tive, sich im deutsch-französischen Rahmen 
mit Philanthropie zu befassen, geht zurück auf 
die ASKO Europa Stiftung und die Fondation de 
France, vertreten durch ihr Büro in der Region 
Grand Est. 

Ziel der ersten Veranstaltung im November 2020 
war es vor allem, die philanthropischen Traditionen 
in Deutschland und Frankreich vergleichend dar­
zustellen. Der zweite Tag der Philanthropie fand im 
Dezember 2020 statt mit Fokus auf der europä-
ischen Dimension der Philanthropie, wo insbeson-
dere das Instrument des „Transnational Giving“ 
auf großes Interesse stieß, da sich die Stiftungs-
landschaften in Deutschland und Frankreich in 
den letzten Jahren in einem großen dynamischen 
Wandel befinden. In der dritten Online-Konferenz 
zum Thema ging es nun darum, an Beispielen zu 
zeigen, wie Stiftungen die europäische Dimension 
in ihrer praktischen Arbeit umsetzen. Referenten 
waren Hans Beitz, Geschäftsführer der ASKO 
Europa Stiftung, Sigrid Scherer, Leiterin der BHF 
BANK Stiftung, Alexander Koch, Direktor des 
europäischen Projekts „Neue Auftraggeber“ in 
Deutschland sowie Nathalie Sénécal, Leiterin der 
Abteilung Gesundheit und medizinische Forschung 
der Fondation de France.

In allen Präsentationen ist deutlich geworden, dass 
die europäische Dimension zwar einerseits einen 
großen Mehrwert darstellt, gleichzeitig für die Stif-
tungen aber auch Herausforderungen mit sich 
bringt, u.a. in der Verständigung über das gemein-
same Tun unter den verschiedenen Rahmenbedin-
gungen in den einzelnen Ländern. Aber selbst wenn 
internationale Projekte sehr viel schwieriger und 
zeitintensiver zu initiieren und durchzuführen sind, 
können solche Projekte im Ziel oftmals eine viel 
stärkere Wirkung entfalten. Das Lernen im europä-
ischen Austausch mit Akteuren, Experten und Stif-
tungen bringt ein Projekt als internationales Netz-
werk voran. 

Eine andere Dimension, die man nicht unter­
schätzen darf, ist die langsam, aber stetig heran-
wachsende europäische Bürgerschaft. Projekte 
und Netzwerke, wie sie im Rahmen der „Deutsch-
französischen Tage der Philanthropie“ diskutiert 
wurden, spielen dabei eine wichtige Rolle, da sie 
versuchen, neue Gruppen einzubinden und 
Themen anzusprechen, die alle Menschen an­
gehen wie Gesundheit, wie Kunst oder Teilhabe, 
um die Menschen vor Ort in einem Netzwerk von 
europäischen Akteuren zu mobilisieren.

Als weiterer wichtiger Punkt der Diskussion wurde 
die Grundsatzfrage des Verhältnisses von öffent-
licher Hand und privatem bzw. philanthropischem 
Engagement aufgegriffen. Dieses Phänomen 
begleitet Europa schon seit vielen Jahrhunderten 
insofern, als aus der Gesellschaft von privaten 
Akteuren etwas Neues entwickelt wird, das dann 
(manchmal) den Weg in staatliche institutionelle 
Formen findet, sei es in der Organisation oder in 
der Finanzierung.

Das Anliegen philanthropischer Akteure muss 
es sein, die durch private Initiative erprobten 
gemeinnützigen Lösungsansätze für gesell-
schaftliche Probleme in den politischen Raum 
zu transportieren. Im Idealfall entstehen 
„private-public partnerships“, auf nationaler 
oder am besten auf europäischer Ebene. Eine 
wichtige Aufgabe dieser deutsch-französischen 
Initiative kann darin liegen, Vertreter des 
Stiftungssektors mit Politikern und Verwal-
tungen aus Deutschland und Frankreich ins 
Gespräch zu bringen. Brücken zwischen 
privaten und staatlichen Akteuren zu bauen ist 
im Interesse des Gemeinwohls unzweifelhaft 
von Nutzen.

Die Serie von Veranstaltungen zum deutsch-
französischen Austausch im Bereich der 
Philanthropie wird fortgesetzt.

Susanne Gehrig	 gehrig@dfi.de

„Ein sich ständig änderndes rechtliches Umfeld in Europa“:  
aus einer Präsentation der virtuellen Konferenz

mailto:gehrig@dfi.de
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Sieben neue Studiengänge �bereichern  
das Netzwerk der DFH 

Nach einem mehrstufigen Evaluationsverfahren 
nimmt die Deutsch-Französische Hochschule 
(DFH) sieben neue deutsch-französische Studien-
gänge dieses Jahr in ihr Netzwerk auf.  

Die drei grundständigen sowie vier Masterstudiengän-
ge kommen aus verschiedensten Fachbereichen wie 
Wirtschafts-, Rechts- oder Naturwissenschaften. Die 
Besonderheiten dieses Jahr sind: Zum ersten Mal sind 
Fach- und Medienübersetzen, Atmosphärenwissen-
schaft sowie Weinbau & Oenologie im Studienangebot 
zu finden. Bei den Hochschulstandorten hat sich u.a. 

schule unterstützt werden, finden Sie im 
Online-Studienführer: 

https://www.dfh-ufa.org/programme/
studienfuehrer?noredirect=de_DE

Kontakt:   �
Sarah Wölfle
Tel. +49 681 - 938 12 144 

woelfle@dfh-ufa.org   

die Université de La Réunion in Übersee-
Frankreich zu den Partnerhochschulen 
gesellt. 

Insgesamt 186 Studiengänge mit doppel­
tem Abschluss existieren somit im 
Studienjahr 2021/2022 unter dem Quali-
tätslabel der DFH. Alle Studiengänge, 
die von der Deutsch-Französischen Hoch­

Neue Partner-Hochschule der DFH/UFA: Université de La Réunion.    
Quelle: regulator974, CC BY-SA 3.0, Wikimedia Commons

Einer der neuen deutsch-französischen Studiengänge: 
Weinbau & Oenologie.	  
Quelle (Foto der Weinrebe): eflon (Alex from Ithaca, 
NY), CC BY 2.0, Wikimedia Commons

Termine

24. bis 25. Juni 2021 
XXXVII. Jahrestagung des dfi: 
Die wirtschaftlichen Folgen der Pandemie 
und ihre politischen Implikationen –  
Italienische, französische und deutsche 
Perspektiven, Ludwigsburg.

www.dfi.de
mailto:info@dfi.de
http://www.dfi.de/storno
https://www.dfh-ufa.org/programme/studienfuehrer?noredirect=de_DE
https://www.dfh-ufa.org/programme/studienfuehrer?noredirect=de_DE
mailto:woelfle%40dfh-ufa.org?subject=

